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Editorial 

Zum blau-schwarzen Experiment 

Österreich hat eine neue Regierung: die neue Kombination 
blau-schwarz. Nach ihrem Zustandekommen ist vor al lem über 
die internationalen Konsequenzen und über die politische 
Legitimationsbasis heftig in der Öffentl ichkeit diskutiert worden. 
Die Auswirkungen der internationalen Isol ierung Österreichs und 
einer möglichen Schwächung der pol itischen Stabil ität sind wohl 
nur mittel- und längerfristig wirklich abschätzbar und Gegenstand 
vor allem der politischen Analyse. Im folgenden sollen grundsätz­
l iche wirtschafts- und sozialpolitische Aspekte des Programms 
der neuen FPÖ/ÖVP-Regierung analysiert werden. 

I. 

Nach eigener Aussage ist es ein zentrales Anl iegen der neuen 
Regierung, die Wirtschaft von ihren "Fesseln" zu befreien . Diese 
Aussage spricht zwar die überreizten Gefühle eines nicht gerin­
gen Teils der veröffentlichten Meinung an, wobei allerdings selten 
d ie Frage gestellt wird, ob eine solche Feststellung der tatsächli­
chen Lage entspricht. Allein schon die Tatsache, daß Österreichs 
Wirtschaft sich nicht nur langfristig, also in den letzten drei bis vier 
Jahrzehnten, sondern auch in den neunziger Jahren im Vergleich 
zur europäischen und internationalen Wirtschaftsentwicklung 
sehr gut gehalten hat, läßt es als ganz unwahrscheinl ich erschei­
nen, daß diese angeblichen Fesseln die wirtschaftl iche Dynamik 
unseres Landes behindern. Sicherlich war Österreich von man­
chen Wellenbewegungen der Konjunktur n icht nur positiv betrof­
fen,  haben zum Beispiel Wechselkursturbulenzen Aufschwünge 
zum Stocken gebracht, ist die Arbeitslosenrate in den neunziger 
Jahren weiter langsam angestiegen und mußte das Budget Mitte 
des letzten Jahrzehnts massiv konsolidiert werden. Daß d iese 
Probleme auf besondere "Fesseln" zurückgeführt werden kön­
nen, d ie üblicherweise im Bereich der Arbeitsbeziehungen , des 
Arbeits- und Sozialrechts lokalisiert werden, wird man nicht ernst­
haft behaupten können. Gerade durch die in Österreich praktizier­
te produktivitätsorientierte Lohnpolitik ist es gelungen, international 
verursachte Turbulenzen gut zu überstehen. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Österreichischen Wirtschaft konnte seit 
Mitte der neunziger Jahre um mehr als 1 0  Prozentpunkte verbes­
sert werden (Lohnstückkostenentwicklung). Das Wachstum der 
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Österreichischen Wirtschaft entspricht mittelfristig etwa dem EU­
Durchschnitt, was angesichts einer Spitzenposition Österreichs 
beim Pro-Kopf-Einkommen gar nicht so selbstverständlich ist. Die 
Arbeitslosenrate liegt ungefähr auf dem Niveau der USA. Mit dem 
sich verstärkenden Konjunkturaufschwung konnte in jüngster Zeit 
sowohl ein kräftiger Beschäftigungszuwachs als auch eine fühlba­
re Senkung der Arbeitslosenrate erreicht werden. Auch die Er­
tragslage der Unternehmungen erweist sich als insgesamt sehr 
konsolidiert. 

Wenn man einen Vergleich mit einem Land vornimmt, welches 
vor über zwanzig Jahren ein solches "Entfesselungsexperiment" 
unternahm,  nämlich Großbritannien , so schneidet Österreich in 
praktisch al len Dimensionen deutlich besser ab, trotz einer zuge­
geben eher desolaten Ausgangssituation in Großbritannien 1 979, 
die dort zum Kurswechsel geführt hatte. ln diesem Vergleich er­
scheint die Wirtschaftspolitik in Großbritannien in keiner Weise als 
Vorbild . Als allgemeine wirtschaftspolitische Lehre läßt sich viel­
mehr der umgekehrte Schluß ziehen, daß der Österreichische 
Weg eine nachhaltig positive Entwicklung am ehesten zu gewähr­
leisten in der Lage ist. 

Die imaginären Fesseln sind im wesentlichen n ichts anderes 
als der Vorwand dafür, daß bestimmte Unternehmerkreise jetzt 
die Stunde gekommen sehen, ihre Möglichkeiten zu verbessern, 
als Herr im eigenen Haus wieder freier zu schalten und zu walten,  
und dazu verschiedene Arbeitnehmerpositionen zu schwächen 
oder zurückzudrängen. Wenn nun die neue Mehrheit dafür einge­
setzt werden sol l ,  ist dies rechtlich und faktisch möglich, es wäre 
aber dann fair, dies auch offen zu sagen und n icht irgendwelche 
unglaubwürdigen Vorwände zu benützen, und vor allem hätte die­
se Absicht auch vor den Wahlen kundgetan werden sollen. 

Offensichtlich hat sich bei der neuen Regierung eine Art Unter­
nehmerwirtschaftslehre durchgesetzt, die mit einem heute weit 
verbreiteten Management-Kauderwelsch Wirtschaftspolitik zu 
machen vorgibt, die allerdings mehr Interessenpolitik ist und einer 
wirklichen ökonomischen Fundierung entbehrt. Der Boden für den 
Erfolg dieser seltsamen Mischdoktrin wurde schon seit längerem 
dadurch bereitet, daß sich Vertreter aller Parteien dieser Rhetorik 
bedient haben. Ebenso gab es eine nahezu allgemeine Neigung 
dazu, durch die Beschwörung verschiedenster Bedrohungen und 
Krisen, durch das ununterbrochene Beklagen von Versteinerun­
gen und Starrheiten, durch das ständige Zitieren genereller 
"Reformstaus" bzw. der Notwendigkeit umfassender "Reform­
partnerschaften" Gefühle der Unerträglichkeit des gegenwärtigen 
Zustandes zu erzeugen. Der ständig hinaufgeschraubte Pegel 
der Aufgeregtheit auch in Sachen Wirtschaftspolitik hat den Boden 
für einen Kurswechsel aufbereitet. Wenn sich heute manche, die 
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dazu beigetragen haben, fragen, ob dies angesichts der Konse­
quenzen richtig war, so kommen diese Zweifel momentan zu 
spät. Immerhin sollten sie aber für eine mehr nüchterne Sachlich­
keit der Diskussion in Zukunft positiv wirken. Denn n iemand be­
hauptet, daß wir in Österreich in der besten aller möglichen wirt­
schaftspolitischen Welten leben, aber die vorhandenen Probleme 
liegen im Bereich des Mach- bzw. Behandelbaren , und nicht des 
Katastrophischen. 

II. 

Das hat n icht zuletzt auch der "Kassasturz" ergeben,  mit dem 
die Zahlen für das Budget 2000 bekanntgegeben wurden. Allein die 
Sprache - als handle es sich beim Erstellen des Budgets um eine 
Aufgabe wie die des Gemischtwarenhändlers, der die Münzen auf 
den Tisch schüttet, um zu sehen, mit wieviel Wechselgeld er den 
Tag anfängt -zeugt von populistischer Absicht, aber kaum von je­
nem ökonomischen Sachverstand, der dieser Aufgabe angemes­
sen wäre. Wenn sich d ie Probleme des Budgets zumindest für 
2000 als beherrschbar erwiesen haben, so soll im folgenden die 
Frage diskutiert werden, ob das Regierungsübereinkommen er­
warten läßt, daß die wirklichen strukturellen Probleme der öffent­
lichen Haushalte in ihrer Gesamtheit, die sicherlich ernstgenom­
men werden müssen, auch angegangen werden.  Daß in der Ver­
gangenheit Anläufe zur Budgetkonsolidierung zwar zunächst die 
erwünschten Erfolge erreichten, nach etlichen Jahren aber ähnli­
che Probleme sich erneut stellten, kann man teilweise mit dem 
politischen Konjunkturzyklus erklären, doch sind auch andere, 
strukturelle Ursachen durchaus erkennbar. 

Eine dieser Ursachen liegt in der Konstruktion des Österreichi­
schen Bundesstaates mit seinen drei Ebenen Bund, Länder und 
Gemeinden. Die politische Verantwortung für die Einnahmen liegt 
überwiegend beim Bund und zu einem geringen Ausmaß auch bei 
den Gemeinden. Bei den Ausgaben haben neben dem Bund und 
bei den Gemeinden auch d ie Länder sowohl  direkt als auch als 
Verteiler von Finanzmitteln eine wichtige Rolle. Die fehlende Kon­
gruenz von Ausgaben- und Einnahmenverantwortung auf Ebene 
der Bundesländer hat die immer wieder spürbar werdende Wir­
kung, daß die Einnahmenentwicklung mit der Ausgabendynamik 
nicht schritthalten kann. Das Beispiel Landeslehrer zeigt, daß die 
Zusammenhänge noch kompl izierter sind, da Aufgaben durch 
Bundesgesetze festgelegt werden, für welche d ie Länder die 
Personalressourcen bereitstellen müssen, diese aber wiederum 
vom Bund vergütet erhalten. Eine einfache Lösung dieser komple­
xen Zuständigkeiten und Verantwortl ichkeiten ist n icht leicht zu fin­
den. Ein periodisches Auseinanderklaffen von Ausgaben und Ein-
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nahmen wird in Zukunft aber nur dadurch vermieden werden kön­
nen, daß die politische Verantwortung für beides deutlich stärker 
zur Deckung gebracht wird. l n  einer Studie des Beirats für 
Wirtschafts- und Sozialfragen ("Finanzverfassung und Finanz­
ausgleich - Herausforderungen und Anpassungserfordernisse", 
1 992) wurde schon vor längerer Zeit auf dieses Problem hingewie­
sen und Lösungsvorschläge (z. B. Verländerung gewisser Steu­
ern) unterbreitet. Gescheitert sind solche Vorschläge bisher vor al­
lem am Widerstand der Länder. 

Das neue Regierungsübereinkommen kommt in bezug auf die­
se Problematik über schüchterne Andeutungen nicht hinaus. Die 
Aussagen zur Bundesstaatsreform scheinen eher dazu angetan, 
daß die Diskrepanz vergrößert wird. Die kommenden Verhandlun­
gen und Gespräche über den neuen Finanzausgleich 2001 -2004 
werden bald zeigen, inwieweit dieses tiefgehende Strukturpro­
blem des Österreichischen Bundesstaates überhaupt thematisiert 
wird. 

Ähnlich gelagert sind die Probleme mit einer weiteren wesentli­
chen Ursache des periodischen Wiederanstiegs des Budget­
defizits, die in der großen Bedeutung der Zweckbindungen und 
Zweckzuschüsse im Rahmen der öffentlichen Haushalte liegt. Die 
Zweckwidmung beträchtlicher Einnahmen vor al lem im Rahmen 
des Familien lastenausgleichsfonds und der Wohnbauförderung 
hat immer wieder zur Festlegung von ansonsten kaum begründ­
baren Prioritäten geführt. Trotz empfindlicher Finanzengpässe im 
Gesamtbudget wurden immer wieder neue Leistungen, die aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds finanziert wurden,  erfunden, 
bzw. wurde die Wohnbauförderung in Zeiten rückläufigen Bedar­
fes (wie auch gerade jetzt) umso üppiger ausgestattet. Diesbe­
zügl ich läßt das Regierungsübereinkommen nicht nur kein Pro­
blembewußtsein erkennen, sondern verschärft das Problem so­
gar für die Zukunft durch die Ankündigung neuer Leistungen. 

l n  der Pensions- und Krankenversicherung wird eine wesentli­
che Ursache, die immer wieder zu Finanzproblemen führt, nicht 
thematisiert. Die Finanzierungslücken in der Sozialversicherung, 
die sich in Finanzierungsengpässen bzw. in einem überproportio­
nalen Anstieg des Bundeszuschusses immer wieder n iederschla­
gen, kommen nicht zuletzt daher, daß durch den politischen Wett­
bewerb neue Leistungen gewährt und der Sozialversicherung auf­
erlegt werden, ohne daß dafür eine zusätzliche Bedeckung vorge­
sehen ist. Dies betrifft zum Beispiel die Valorisierung von Pensio­
nen über das Ausmaß hinaus, welches aus den im ASVG ange­
führten Indikatoren errechnet wird. Ein anderes Beispiel dafür sind 
neue Leistungen der Krankenkassen wie die in Vitra-Ferti lisation 
und die (auf die 50. ASVG-Novelle zurückgehende) Psychothera­
pie auf Krankenschein, eingeführt im Bewußtsein der Finanzie-
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rungsprobleme im Haushalt der meisten Gebietskrankenkassen. 
Obwohl sich h ier für d ie nächsten Jahre eine Verschärfung und 
keineswegs eine Entspannung der Finanzlage abzeichnet, wur­
den Leistungen ohne zusätzliche finanzielle Bedeckung den Kas­
sen auferlegt. Das Regierungsprogramm trägt mit mehreren An­
kündigungen dazu bei ,  mittel- und längerfristig die Finanzierungs­
problematik bei den Sozialversicherungen weiter zu verschärfen, 
indem überhaupt ohne Beitragsleistung oder mit völ l ig unzurei­
chenden Beiträgen neue Pensionsansprüche begründet werden 
(z.B .  pensionsbegründende Wirkung der Kindererziehungszeiten, 
Pensionsansprüche für die Pflege von Angehörigen, Künstler­
sozialversicherung etc. ). Dafür wird umso heftiger bei in nächster 
Zeit entstehenden Pensionsansprüchen gekürzt, obwohl d ie Wir­
kungen der letzten größeren Pensionsreform 1 997 noch gar nicht 
eingetreten sein können und auch nicht wirklich abschätzbar sind. 

Lösungsvorsch läge für die immer wieder selbst erzeugte 
Finanzierungsproblematik bei der Sozialversicherung gibt es: 
neue Leistungen nur bei entsprechender finanzieller Bedeckung, 
Schutz des Pensionsrechts vor ständig wiederkehrenden ad hoc­
Eingriffen und Objektivierung der Valorisierung der Pensionen. 

111. 

Das grundlegend Falsche am gegenwärtigen Ansatz zur 
Budgetkonsolidierung besteht darin ,  daß im ersten Schritt der mit­
telfristig bestehende Konsolidierungsbedarf dadurch beträchtlich 
erhöht wird, daß großzügige Steuergeschenke (inkl . Beitragssen­
kungen) an die Unternehmer und an d ie Landwirtschaft gemacht 
werden und neue Leistungen erfunden werden . Dies erfordert 
dann umso stärkere Maßnahmen auf der Einnahmen- und Ausga­
benseite, von denen wiederum hauptsächlich Arbeitnehmer, Kon­
sumenten und Pensionsbezieher betroffen sind. Diese ver­
teilungspolitische Schieflage wäre zu vermeiden gewesen, wenn 
die Regierung von kostspieligen Geschenken an die traditionelle 
Kl ientel Unternehmer und Bauern angesichts der Priorität der 
Konsolidierung Abstand genommen hätte. Dies hätte bei den nun 
begünstigten Gruppen zwar Enttäuschungen wegen nicht erfüllter 
Wahlversprechungen mit sich gebracht. Ob allerdings d ie politi­
schen Schwierigkeiten und die ökonomischen Probleme mit dem 
jetzt angekündigten Umverteilungsprogramm geringer sind, wird 
sich erst zeigen. 

Bedenklich am Regierungsprogramm ist auch der hohe Stallen­
wert der Ideologie gegenüber pragmatischen Sichtweisen. Nur so 
kann man zum Beispiel das extreme Privatisierungsprogramm 
erklären, welches das Interesse am zukünftigen Bestand wichti-
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ger österreichischer Unternehmungen als eigenständige Akteure 
einer radikalen Privatisierungsideologie unterordnet. l n  Deutsch­
land zum Beispiel hat man auch zu Zeiten der christdemokrati­
schen Regierung diese Fragen immer anders beurteilt, in Bayern 
umso mehr. 

Das neue Bündnis zur Sprengung der Fesseln hat bisher als 
sichtbarstes Ergebnis eine Sprengung der internationalen Repu­
tation Österreichs bewirkt. Die nächsten Monate werden zeigen, 
inwieweit es möglich ist zu verhindern, daß wesentliche Funda­
mente der Österreichischen Wirtschaftspolitik, die der guten 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft zugrun­
de l iegen, durch weitere Sprengungsaktionen Schaden erleiden. 
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